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M a n d a n t e n b r i e f  I I / 2 0 2 1  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Wir weisen insbesondere auf die Neuregelungen 
zur Nutzungsdauer von Hard- und Software und 
den Wegfall der Zahlungshinweise durch die Fi-
nanzverwaltung hin.  
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email- 
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu ein-
zelnen Themen noch Fragen haben, stehen wir 
Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
 
 
 
 
 
 

 
 

INHALT:  
· Steuertermine: Juli – September 2021 
· Einkommensteuer 
Ø Vorauszahlungen auf die Einkommens- oder 

Körperschaftssteuer; Wegfall der Zahlungshin-
weise 

Ø Grundsatzurteile zur Doppelbesteuerung der 
Renten: Bundesfinanzministerium (BMF) kün-
digt Änderungen an 

Ø Nutzungsdauer von Computerhardware und 
Software herabgesetzt 

Ø Notwendigkeit einer Einkommensteuererklä-
rung wegen Bezugs von Kurzarbeitergeld 

Ø Nichtbeanstandungsfrist der Länder bei Kas-
sen läuft ab! 

Ø Corona-Krise: Besteuerung von Mieteinkünften 
bei Ausbleiben von Mieteinnahmen 

Ø Reparatur eines privaten Kfz - Keine Steuerer-
mäßigung für haushaltsnahe Handwerkerleis-
tungen 

Ø Warnung Bundeszentralamt für Steuern:  
Betrugs-E-Mails im Namen des BZSt 

· Lohnsteuer 
Ø Ausbildungsprämie und Ausbildungsprämie 

plus 
Ø Bundesfinanzministerium zur Abgrenzung zwi-

schen Geldleistung und Sachbezug 
· Zivilrecht 
Ø Corona-bedingte Betriebsschließung - Gastwirt 

bekommt von Versicherung keine Entschädi-
gung 

· Umsatzsteuer 
Ø Versandhandel wird zum Fernverkauf 

· Neues zum Transparenzregister 
Ø Das Transparenzregister „für Alle“ kommt! 
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Termine Juli – September 2021 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

12.07.2021 15.07.2021 09.07.2021 

dto. 10.08.2021 13.08.2021 06.08.2021 
dto. 10.09.2021 13.09.2021 07.09.2021 
Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 12.07.2021 15.07.2021 09.07.2021 
dto. 10.08.2021 13.08.2021 06.08.2021 
dto. 10.09.2021 13.09.2021 07.09.2021 
Einkommensteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszuschlag 

10.09.2021 13.09.2021 07.09.2021 

Körperschaftsteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

10.09.2021 13.09.2021 07.09.2021 

Gewerbesteuer 16.08.2021 19.08.2021 13.08.2021 
Grundsteuer 16.08.2021 19.08.2021 13.08.2021 
Sozialversicherung5 28.07.2021 entfällt entfällt 
dto. 27.08.2021 entfällt entfällt 
dto. 28.09.2021 entfällt entfällt 

 
 

Vorauszahlungen auf die Einkommens- oder Körperschaftssteuer;  
Wegfall der Zahlungshinweise 

 
Seit Ende letzten Jahres werden Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen, die regelmäßig Vorauszahlungen auf die 
Einkommens- oder Körperschaftssteuer leisten, durch die Finanzbehörden aus Gründen der Nachhaltigkeit und Wirtschaft-
lichkeit des Verwaltungshandelns auch in Hessen nicht mehr an die jeweiligen Fälligkeitstermine und die Höhe der zu 
entrichtenden Zahlungen erinnert. Bitte beachten Sie dies. 

 
 

Grundsatzurteile zur Doppelbesteuerung der Renten:  
Bundesfinanzministerium (BMF) kündigt Änderungen an 

 
Der BFH hat am 19.5.21 zwei Klagen (X R 33/19, X R 20/19) zur Doppelbesteuerung der Renten als unbegründet abge-
wiesen. Allerdings ergibt sich auf der Grundlage der Berechnungsvorgaben des BFH, dass spätere Rentenjahrgänge von 
einer doppelten Besteuerung betroffen sein dürften. Das BMF hat bereits angekündigt, sich nach der Bundestagswahl mit 
etwaigen Änderungen zu beschäftigen. 
 
Ausgangslage: 
 
Ursprünglich mussten Rentenbeiträge aus dem bereits versteuerten Einkommen abgeführt werden, während die Renten-
bezüge später steuerfrei waren. Die Versteuerung war also vorgelagert. Beamtenpensionen mussten dagegen voll ver-
steuert werden. Dies bewertete das BVerfG 2002 als unzulässige Ungleichbehandlung. 
 
                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlänge-

rung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 

vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit vorliegen. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit 
auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Daraufhin entschied der Gesetzgeber, ab 2005 schrittweise auf eine nachgelagerte Besteuerung umzustellen – und zwar 
sowohl für die Besteuerungsseite als auch für die Beitragsseite: 
 
Schrittweise bis 2025 sind immer größere Anteile der Rentenbeiträge von der Steuer absetzbar (in 2021 sind es 92 %). Ab 
2025 sind dann sämtliche Altersvorsorgeaufwendungen ungekürzt als Sonderausgaben abziehbar. 
 
Bezieht ein Rentner seit 2005 oder früher eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, beträgt der Besteuerungs-
anteil 50 %. Für jeden neu hinzukommenden Rentenjahrgang erhöht sich der Prozentsatz um jährlich 2 % (ab 2021 um 
1 %), sodass der Besteuerungsanteil ab 2040 dann 100 % beträgt. 
 
Hinweis: Für Rentner, die bis 2039 erstmals Rente erhalten, wird ein Freibetrag ermittelt. Dieser bleibt grundsätzlich 
für die gesamte Laufzeit der Rente unverändert. 
 

Sachverhalt BFH (Az. X R 33/19) 
Ein Steuerpflichtiger war während seiner aktiven Erwerbstätigkeit überwiegend selbstständig tätig. Antragsgemäß war er 
in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig. Seine Rentenbeiträge zahlte er größtenteils aus eigenem 
Einkommen. Seit 2007 erhält der Steuerpflichtige eine Altersrente. 
 
Das FA hatte im Streitjahr 2008 – entsprechend der gesetzlichen Übergangsregelung – 46 % der Rente als steuerfrei 
behandelt und die verbleibenden 54 % der Einkommensteuer unterworfen. Der Steuerpflichtige legte eine eigene Be-
rechnung vor, wonach er rechnerisch deutlich mehr als 46 % seiner Rentenversicherungsbeiträge aus seinem bereits 
versteuerten Einkommen geleistet hat. Nach seiner Auffassung liegt deshalb eine verfassungswidrige doppelte Besteue-
rung von Teilen seiner Rente vor. Dies sah der BFH jedoch anders. 

 
Eine doppelte Besteuerung wird vermieden, wenn die Summe der voraussichtlich steuerfrei bleibenden Rentenzuflüsse 
mindestens ebenso hoch ist wie die Summe der aus dem bereits versteuerten Einkommen aufgebrachten Rentenversiche-
rungsbeiträge. Angesichts des noch recht hohen Rentenfreibetrags von 46 % der Rentenbezüge des Steuerpflichtigen 
ergab sich nach Ansicht des BFH keine doppelte Besteuerung. 
 
Die zwischen der früheren Beitragszahlung und dem heutigen bzw. künftigen Rentenbezug eintretende Geldentwertung 
ist bei der Berechnung nicht zu berücksichtigen. Für eine solche Abweichung vom Nominalwertprinzip sah der BFH keine 
Grundlage. Infolgedessen können Wertsteigerungen der Renten – unabhängig davon, ob sie inflationsbedingt sind oder 
eine reale Erhöhung darstellen – besteuert werden. 
 
Für die Ermittlung einer etwaigen doppelten Besteuerung von Renten hat der BFH nun erstmals konkrete Berechnungspa-
rameter festgelegt. Dabei hat er klargestellt, dass zum steuerfreien Rentenbezug nicht nur die jährlichen Rentenfreibeträge 
des Rentenbeziehers, sondern auch die eines etwaig länger lebenden Ehegatten aus dessen Hinterbliebenenrente zu rech-
nen sind. 
 
Alle anderen Beträge, die die Finanzverwaltung ebenfalls als „steuerfreien Rentenbezug“ in die Vergleichsrechnung einbe-
ziehen möchte, bleiben allerdings unberücksichtigt. Damit bleibt insbesondere auch der Grundfreibetrag (9.744 EUR in 
2021), der das steuerliche Existenzminimum jedes Steuerpflichtigen sichern soll, bei der Berechnung des „steuerfreien 
Rentenbezugs“ unberücksichtigt. 
 
Beachte: Auch für die Ermittlung des aus versteuertem Einkommen aufgebrachten Teils der Rentenversicherungsbeiträge 
hat der BFH konkrete Berechnungsparameter formuliert. 
 
Für spätere Rentenjahrgänge, für die der Rentenfreibetrag nach der gesetzlichen Übergangsregelung immer weiter abge-
schmolzen wird, zeichnet sich für den BFH eine Doppelbesteuerung ab. Denn auch diese Rentenjahrgänge haben erhebli-
che Teile ihrer Rentenbeiträge aus versteuertem Einkommen geleistet. 
 
Entscheidung zu privaten Renten 
 
Nach einer weiteren Entscheidung des BFH vom 19.5.21 kann es bei Renten aus privaten Kapitalanlageprodukten außer-
halb der Basisversorgung, die – anders als gesetzliche Altersrenten – lediglich mit dem jeweiligen Ertragsanteil besteuert 
werden, systembedingt keine Doppelbesteuerung geben. 
 
Der gesetzlich festgelegte Ertragsanteil typisiert in zulässiger Weise die Verzinsung der Kapitalrückzahlung für die gesamte 
Dauer des Rentenbezugs. Diese Art der Besteuerung verlangt nicht, dass die Beitragszahlungen in der Ansparphase steu-
erfrei gestellt werden. 
 
Zudem stellte der BFH Folgendes heraus: Die gesetzliche Öffnungsklausel, die bei überobligatorisch hohen Einzahlungen 
in ein Altersvorsorgesystem der Gefahr einer doppelten Besteuerung von Renten vorbeugen soll, ist nach dem eindeutigen 
Gesetzeswortlaut nur auf Antrag des Steuerpflichtigen anwendbar. 
 
Quelle: BFH-Urteil vom 19.5.21, X R 33/19, BFH, PM Nr. 19/21 vom 31.5.21; BFH-Urteil vom 19.5.21, X R 20/19; BFH, 
PM Nr. 20/21 vom 31.5.21 
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Nutzungsdauer von Computerhardware und Software herabgesetzt 

 
Das Bundesfinanzministerium hat mit Schreiben vom 26.02.20216 Änderungen zur Nutzungsdauer von Computerhard- und 
software veröffentlicht. Die Finanzverwaltung akzeptiert demnach in Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre, die nach 
dem 31.12.2020 enden, eine Nutzungsdauer von einem Jahr. 
 
Bemerkenswert ist die Tatsache, dass diese Grundsätze in den Gewinnermittlungen nach dem 31.12.2020 auch auf ent-
sprechende Wirtschaftsgüter wahlweise angewandt werden, die in früheren Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt 
wurden und bei denen eine andere als die einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde. Auch gilt diese Regelung für 
Wirtschaftsgüter des Privatvermögens, die zur Einkünfteerzielung verwendet werden, ab dem Veranlagungszeitraum 2021 
entsprechend. Welche Wirtschaftsgüter der Begriff „Computerhardware“ umfasst und wie diese definiert sind, ist in dem 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums ausgeführt. Durch die Neuregelung entstehen größere Gestaltungsmöglichkeiten. 
 
 

Notwendigkeit einer Einkommensteuererklärung wegen  
Bezugs von Kurzarbeitergeld 

 
Der Bezug von Kurzarbeitergeld kann für viele Arbeitnehmer in 2021 erstmalig zur Abgabe einer Einkommensteuererklä-
rung für das Jahr 2020 führen. Das Bayerische Landesamt für Steuern7 wies darauf hin, dass eine Einkommensteuererklä-
rung abzugeben ist, wenn in 2020 Lohnersatzleistungen von mehr als 410 Euro zugeflossen sind. Es empfiehlt sich daher 
rechtzeitig zu prüfen, ob für das Jahr 2020 eine Einkommensteuererklärung abgegeben werden muss. Dabei ist zu beach-
ten, dass die Abgabefrist für steuerlich nicht beratene Bürger der 02.08.2021 ist. 
 
Das Kurzarbeitergeld ist als Lohnersatzleistung steuerfrei - dies gilt ebenso für die Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurz-
arbeitergeld, zum Saison-Kurzarbeitergeld und zum Transferkurzarbeitergeld bis zu einer gewissen Höhe. Lohnersatzleis-
tungen, wie z. B. Arbeitslosengeld, Krankengeld, Elterngeld oder Verdienstausfallentschädigungen nach dem Infektions-
schutzgesetz, unterliegen jedoch dem Progressionsvorbehalt. D. h., diese Leistungen werden im Einkommensteuerveran-
lagungsverfahren bei der Ermittlung des individuellen Steuersatzes einbezogen. Dieser individuelle Steuersatz wird jedoch 
nur auf das tatsächlich steuerpflichtige Einkommen (also ohne Kurzarbeitergeld und etwaige andere Lohnersatzleistungen) 
angewendet. Dadurch ergibt sich ein höherer Steuersatz für das restliche Einkommen, wodurch es zu Steuernachzahlungen 
kommen kann. 
 
 

Nichtbeanstandungsfrist der Länder bei Kassen läuft ab! 
 
Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen8 (sog. Kassengesetz) wurde der Einsatz 
einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) zum Schutz der Kassenaufzeichnungen grundsätzlich mit Wir-
kung zum 01.01.2020 eingeführt. Grundsätzlich deshalb, da nach einer erstmaligen Fristverlängerung bis zum 30.09.2020 
die zweite Fristverlängerung zum 31.03.2021 ausläuft. 
 
Hintergrund:  Innerhalb der gewährten Frist sind die Finanzverwaltungen angewiesen, Kassensysteme bis zum 31.03.2021 

auch weiterhin nicht zu beanstanden, wenn:  
 
Ø die TSE bei einem Kassenfachhändler, einem Kassenhersteller oder einem anderen Dienstleister bis zum 30.09.2020 

nachweislich verbindlich bestellt (und in einigen Ländern gilt zusätzlich: den Einbau verbindlich in Auftrag gegeben 
hat) oder  

 
Ø der Einbau einer cloudbasierten TSE vorgesehen, eine solche jedoch nachweislich noch nicht verfügbar ist. 
 
Ein gesonderter Antrag bei den Finanzämtern ist hierfür nicht erforderlich. Vielfach wird es nicht möglich sein, diese Vor-
gaben fristgerecht umzusetzen, wenn ein cloudbasierter Einbau ansteht. Dies deshalb, da die Lösungen einer cloudbasier-
ten TSE vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zertifiziert werden müssen (bis zum 19.02.2021 
ist nur die cloudbasierte TSE-Lösung der Anbieter Deutsche Fiskal/D-Trust durch das BSI zertifiziert worden.) 
 
Praxishilfe: Betroffene Unternehmen sollten umgehend ein Antrag nach § 148 Abgabenordnung zur Verlängerung der 

Frist beim zuständigen Finanzamt stellen. Der Zentralverband des Deutschen Handwerks hat dazu auf seiner 
Homepage eine detaillierte Praxishilfe eingestellt. 

 
Hinweis:  
Betriebe mit einer ungeschützten Kasse laufen Gefahr, nach diesem Zeitpunkt, nicht rechtmäßig zu handeln mit der 
Folge von drohenden Schätzungen und Ordnungswidrigkeitsverfahren. 

                                                        
6 Bundesministerium der Finanzen, Schreiben (koordinierter Ländererlass) IV C 3 - S-2190 / 21 / 10002 : 013 vom 26.02.2021, LEXin-
form 7012645 
7 Bayerisches Landesamt für Steuern, Pressemitteilung vom 08.03.2021, LEXinform 0460247 
8 DStV, Mitteilung vom 11.03.2021, LEXinform 0460276 



 

 

Seite 5 

 
Corona-Krise: Besteuerung von Mieteinkünften bei  

Ausbleiben von Mieteinnahmen 
 
Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen9 hat in ihrer Verfügung vom 02.12.2020 erläutert, wie zu verfahren ist, wenn 
bei einem Vermietungsobjekt die Miete in einer finanziellen Notsituation aufgrund der Corona-Krise ganz oder teilweise 
erlassen wird. 
 
Ein zeitweiser oder vollständiger Mieterlass aufgrund der finanziellen Notsituation des Mieters als Folge der Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie führe nicht grundsätzlich zu einer Veränderung der vereinbarten Miete und habe folglich auch 
keine Auswirkungen auf die bisherige Beurteilung des Mietverhältnisses im Rahmen der verbilligten Vermietung. Ins-
besondere werde hierdurch nicht erstmalig der Anwendungsbereich der verbilligten Vermietung eröffnet. Erfüllte hingegen 
das Mietverhältnis bereits vor dem ganzen oder teilweisen Mieterlass die Tatbestandsvoraussetzungen für die Kürzung des 
Werbungskostenabzugs, verbleibe es dabei. 
 
Erlässt der Vermieter der im Privatvermögen gehaltenen und nicht Wohnzwecken dienenden Immobilie aufgrund einer 
finanziellen Notsituation des Mieters die Mietzahlung zeitlich befristet ganz oder teilweise, führe dies nicht ohne Weiteres 
zu einem erstmaligen Wegfall der Einkünfteerzielungsabsicht des Vermieters für dessen Einkünfte. Die Regelung sei 
auch auf Pachtverhältnisse anzuwenden. War für das Mietverhältnis bereits vor dem ganzen oder teilweisen Mieterlass das 
Vorliegen der Einkünfteerzielungsabsicht zu verneinen, verbleibe es bei dieser Entscheidung. 
 
Hinweis: 
Die Verfügung ist auf Bund- und Länderebene besprochen, was zu einer bundesweiten Anwendung führt. 

 
Reparatur eines privaten Kfz - Keine Steuerermäßigung für  

haushaltsnahe Handwerkerleistungen 
 
Unter die 20 %-ige Steuerermäßigung für haushaltsnahe Handwerkerleistungen fällt nicht die Reparatur eines privaten Kfz 
in einer „Werkstatt“. Haushaltsnahe Handwerkerleistungen seien nur solche, die typischerweise dem Wohnen in einem 
Haushalt dienen, wie etwa das Streichen von Wänden oder die Reparatur der Heizungsanlage. Die Reparatur eines Pkw 
diene nicht dem Wohnen in einem Haushalt, sondern der Fortbewegung vom oder zum Haushalt. So entschied das Finanz-
gericht Thüringen10. 
 
Diese Begründung ist jedoch nicht schlüssig. Haushaltsnahe Handwerkerleistungen umfassen handwerkliche Tätigkeiten 
für renovierungs-, erhaltungs-, und Modernisierungsmaßnahmen, die in einem inländischen oder EU-/EWR-Haushalt des 
Steuerpflichtigen erbracht werden. Wenn dem so wäre, würden Bescheinigungen „für amtliche Zwecke“ durch Handwerker 
erstellt, nicht berücksichtigungsfähig, was sie jedoch sind. 
 

Warnung Bundeszentralamt für Steuern: 
Betrugs-E-Mails im Namen des BZSt 

 
Seit einiger Zeit versuchen Betrüger über die E-Mail-Adresse "Zentral@bzst.bund.de" an Informationen von Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern zu gelangen. 
 
Sie versenden E-Mails mit dem Titel "Elektronische Datenubermittlung!" über die o. g. E-Mail-Adresse und behaupten, die 
betroffenen Bürger könnten über einen Link weitere Informationen zu einer Steuererstattung erhalten. 
 
Das BZSt warnt ausdrücklich davor, auf diese Betrugs-E-Mail zu reagieren bzw. den Link in der E-Mail zu öffnen. 
 
Betrugs-E-Mails erkennen 
 
Betrugs-E-Mails erkennen Sie unter anderem an folgenden Kriterien: 
 
Ø Steuerbescheide und Zahlungsaufforderungen werden vom BZSt nur per Brief zugestellt, niemals per E-Mail. Etwas 

anderes gilt nur dann, wenn Sie einer Kontaktaufnahme per E-Mail ausdrücklich zugestimmt haben. 
Ø Zahlungen sind ausnahmslos per Überweisung auf ein inländisches Konto der Bundeskasse zu leisten. 
Ø Die Fälschungen sind oftmals in schlechtem Deutsch mit Rechtschreibfehlern verfasst. Häufig werden Fachbegriffe 

falsch verwendet. 
Ø Echte Bescheide tragen immer den Namen und die Telefonnummer der/des verantwortlichen Bearbeiterin / Bearbei-

ters. 
Ø Das BZSt wird Sie niemals bitten für die Zahlung einer vermeintlichen Steuerschuld einem übersandten Link zu folgen 

und dort ein Formular auszufüllen. 
                                                        
9 Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen, Verfügung S-2253 -2020 / 0025 - St231 vom 02.12.2020, LEXinform 7012628 
10 Thüringer Finanzgericht, Urteil 1 K 103/20 vom 25.06.2020, LEXinform 5023387 

mailto:Zentral@bzst.bund.de
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Ausbildungsprämie und Ausbildungsprämie plus 
 
Die Corona-Krise stellt viele Ausbildungsbetriebe vor große finanzielle Herausforderungen. Das Bundesprogramm „Ausbil-
dungsplätze sichern“ unterstützt Ihren Betrieb mit der Ausbildungsprämie (plus), wenn Sie die Anzahl Ihrer Ausbildungs-
plätze halten oder sogar erhöhen.11 
 
Die Ausbildungsprämie richtet sich an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit bis zu 249 Beschäftigten. Trifft das auf 
Ihren Betrieb zu, können Sie die Prämie erhalten, wenn Folgendes zutrifft: Ihr Betrieb ist in erheblichem Umfang von der 
Corona-Krise betroffen, schließt aber dennoch genauso viele Ausbildungsverträge für das Ausbildungsjahr 2020/2021 ab, 
wie im Durchschnitt der Jahre 2017/2018 bis 2019/2020. Die Prämie ist ein einmaliger Zuschuss von 2.000 Euro je Aus-
bildungsvertrag.  
 
Alternativ gibt es die Ausbildungsprämie plus, wenn Sie die Anzahl der Ausbildungsplätze in Ihrem Betrieb erhöhen, indem 
Sie zusätzliche Ausbildungsverträge schließen. In diesem Fall beträgt der Zuschuss einmalig 3.000 Euro je zusätzlichem 
Ausbildungsvertrag.  
 
Auch neu abgeschlossene Ausbildungsverträge für Berufsausbildungen, die im Betrieb fortgesetzt werden (sogenannte 
Ausbildungswechsler), können mit den oben genannten Prämien bezuschusst werden – sofern die Fördervoraussetzungen 
erfüllt sind.  
 
Beide Zuschüsse, Ausbildungsprämie und Ausbildungsprämie plus, werden nach der erfolgreich abgeschlossenen Probezeit 
ausgezahlt. 
 
Gehört Ihr Betrieb einem Franchise-Unternehmen an, wird er in der Regel nicht dem Gesamtunternehmensverbund zuge-
rechnet, sondern einzeln bewertet. 
 
Wichtig: Es werden nur Ausbildungsverhältnisse gefördert, die zwischen 24. Juni 2020 und 31. Mai 2021 begonnen haben 
beziehungsweise beginnen. Informationen zu den Förderungen von Ausbildungsverhältnissen ab dem 1. Juni 2021 finden 
Sie weiter unten auf dieser Seite.  
 
Voraussetzungen 
Um die Ausbildungsprämie oder die Ausbildungsprämie plus erhalten zu können, muss Ihr Betrieb erheblich von der 
Corona-Krise betroffen sein. Dafür muss mindestens eines der folgenden Kriterien gelten: 
 
Zahlung von Kurzarbeitergeld  
Dem Betrieb wurde seit Januar 2020 wenigstens für einen Zeitraum, der vor dem Ausbildungsbeginn liegt, von der Agentur 
für Arbeit Kurzarbeitergeld gezahlt. 
 
Umsatzrückgang  
Der Umsatz Ihres Betriebes ist seit April 2020 gegenüber dem jeweiligen Zeitraum im Jahr 2019 entweder in 2 aufeinan-
derfolgenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monaten um durchschnittlich 50 Prozent zurückgegangen oder in 5 
zusammenhängenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monaten um durchschnittlich 30 Prozent zurückgegangen. 
Bei einem Ausbildungsbeginn ab dem 1. Juni 2021 genügt ein Einbruch des Umsatzes seit April 2020 in mindestens einem, 
vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monat um 30 Prozent gegenüber dem jeweiligen Zeitraum im Jahr 2019. 
 
Wurde Ihr Betrieb nach April 2019 gegründet, kann der Durchschnitt des jeweiligen Zeitraums für 2020 mit dem Durch-
schnitt der Umsätze der Monate November und Dezember 2019 verglichen werden. 
 
Wichtig: Neben den oben genannten Voraussetzungen gelten die allgemeinen Voraussetzungen des Bundesprogramms. 
Diese erfahren Sie auf der Seite: Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern“. Sie finden dort auch die Antworten auf 
häufig gestellte Fragen zum Bundesprogramm. 
 
Einschränkung  
Ausbildungen werden nicht bezuschusst, wenn die Auszubildenden Ehegatten oder Verwandte ersten Grades der Betriebs-
inhaberin oder des -inhabers sind. Jedoch werden diese Ausbildungsverhältnisse bei der Berechnung der Anzahl der Aus-
bildungsplätze berücksichtigt. 
 
Frist für den Antrag 
Stellen Sie den Antrag spätestens 3 Monate nachdem die Probezeit des begründeten Ausbildungsverhältnisses erfolgreich 
abgeschlossen wurde. 
 
Neue Regelungen ab dem 1. Juni 2021 
Für Ausbildungsverhältnisse, die ab dem 1. Juni 2021 beginnen, erhöht sich die Förderung auf 4.000 Euro (Ausbildungs-
prämie) beziehungsweise 6.000 Euro (Ausbildungsprämie plus). 
 
Zudem können ab diesem Zeitpunkt Unternehmen mit bis zu 499 Beschäftigten die entsprechenden Förderungen bean-
tragen. 
                                                        
11 Unter https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/ausbildungspraemie finden Sie weitere Hinweise 
und die jeweiligen Formulare.  

https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/ausbildungspraemie
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Bundesfinanzministerium zur Abgrenzung zwischen  
Geldleistung und Sachbezug 

 
Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-
ten wurden die Regelungen zu Sachbezügen verschärft. 
 
Die Finanzverwaltung bezieht in ihrem Schreiben vom 13. April 202112 umfangreich Stellung zur Abgrenzung zwischen 
Geldleistung und Sachbezug.  
 
In dem Schreiben werden die Grundsätze zur Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug aufgeführt. Die neuen 
Regelungen werden ausführlich dargestellt und anhand von Beispielen verdeutlicht. 
 
Durch die neue Definition „Zu den Einnahmen in Geld gehören“ wurde nun gesetzlich festgeschrieben, dass zweckgebun-
dene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lau-
ten, grundsätzlich keine Sachbezüge, sondern Geldleistungen sind. 
 
Bestimmte zweckgebundene Gutscheine - einschließlich entsprechender Gutscheinkarten, digitaler Gutscheine, Gutschein-
codes oder Gutscheinapplikationen/-Apps - oder entsprechende Geldkarten - einschließlich Wertguthabenkarten in Form 
von Prepaid-Karten - werden hingegen als Sachbezug gesetzlich definiert.  
 
Voraussetzung ist, dass die Gutscheine oder Geldkarten ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen beim 
Arbeitgeber oder einem Dritten berechtigen und zudem ab dem 1. Januar 2022 die Kriterien des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes (ZAG) erfüllen. 
 
Von einer solchen Berechtigung zum ausschließlichen Bezug von Waren oder Dienstleistungen ist insbesondere nicht aus-
zugehen, wenn der Arbeitnehmer (z. B. aufgrund eines vom Arbeitgeber selbst ausgestellten Gutscheins) zunächst in 
Vorleistung tritt und der Arbeitgeber ihm die Kosten im Nachhinein erstattet. In diesen Fällen handelt es sich um eine 
Geldleistung in Form einer nachträglichen Kostenerstattung. 
 
Anhand von verschiedenen Beispielen zeigt das Schreiben auf, welche Leistungen und Gutscheine bzw. Geldkarten als 
Sachbezug und welche als Geldleistung zu qualifizieren sind. 
 
Kein Sachbezug, sondern Geldleistung ist ab dem 1. Januar 2022 die Gewährung von Gutscheinen oder Geldkarten, die 
unter lohn- und einkommensteuerlicher Auslegung die Kriterien des ZAG nicht erfüllen: 
 
Geldsurrogate, wie insbesondere die Gewährung von Geldkarten oder Wertguthabenkarten in Form von Prepaid-Kredit-
karten mit überregionaler Akzeptanz ohne Einschränkungen hinsichtlich der Produktpalette, die im Rahmen unabhängiger 
Systeme des unbaren Zahlungsverkehrs eingesetzt werden können (BFH-Urteil vom 4. Juli 2018 – VI R 16/17, BStBl II 
2019 Seite 373., Rz. 31)13. 
 
Allein die Begrenzung der Anwendbarkeit von Gutscheinen oder Geldkarten auf das Inland ist für die Annahme eines 
Sachbezugs nicht ausreichend. 
 
Die Grundsätze des Schreibens sind ab 1. Januar 2020 anzuwenden. Es ist jedoch nicht zu beanstanden, wenn Gutscheine 
und Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen, jedoch die Kriterien des ZAG nicht erfüllen, 
noch bis zum 31. Dezember 2021 als Sachbezug anerkannt werden. 
 
 

Corona-bedingte Betriebsschließung - Gastwirt bekommt von  
Versicherung keine Entschädigung 

 
Obwohl er eine Versicherung gegen infektionsbedingte Betriebsschließungen abgeschlossen hatte, bekommt ein Gastwirt 
daraus keine Entschädigung für seine coronabedingten Umsatzausfälle. So entschied das Landgericht Frankenthal14. 
 
Ob eine Versicherung für die Folgen von Corona zahlen müsse, hänge in jedem Einzelfall vom genauen Wortlaut der 
Versicherungsbedingungen ab. Wenn diese eine Zahlung nur vorsehen, wenn bestimmte, im Text namentlich aufgezählte 
Krankheiten und Erreger ausbrechen, müsse das Coronavirus in der Aufzählung erwähnt sein. Andernfalls stehe dem 
Versicherungsnehmer keine Versicherungsleistung zu. In diesen Fällen gibt es aktuell noch keine höchstrichterliche Recht-
sprechung.  
 
 
                                                        
12 Bundesfinanzministerium, Schreiben (koordinierter Ländererlass) IV C 5 - S-2334 / 19 / 10007 : 002 vom 13.04.2021, LEXinform 
7012703 
13 Bundesfinanzhof, Urteil VI R 16/17 vom 04.07.2018, LEXinform 0951310 
14 Landgericht Frankenthal, Mitteilung vom 24.02.2021 zum Urteil 3 O 154/20 vom 21.01.2021, LEXinform 0460151 
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Versandhandel wird zum Fernverkauf 
 
Aus umsatzsteuerlichen Versandhandelsumsätzen werden zum 01.07.2021 sog. Fernverkäufe15. Die derzeitige sog. 
Versandhandelsregelung wird zum 30.06.2021 durch die Fernverkaufsregelung bei innergemeinschaftlichen Lieferungen 
an Nichtunternehmer abgelöst. Damit einhergehend fallen die bislang geltenden länderspezifischen Lieferschwellen weg. 
Diese hatten bislang zur Folge, dass sich gerade kleine und mittlere Unternehmen bei geringen Auslandsumsätzen im 
Ausland nicht umsatzsteuerlich registrieren mussten. 
 
Bei Fernverkäufen gegenüber Nichtunternehmern gilt künftig: Der Ort der - grenzüberschreitenden - Lieferung befindet 
sich dort, wo sich der Gegenstand bei Transportende befindet. Voraussetzung ist, der liefernde Unternehmer hat 
die EU-einheitliche Geringfügigkeitsschwelle von 10.000 Euro überschritten; oder er hat auf deren Anwendung 
verzichtet. Dies dürfte dazu führen, dass mehr Unternehmer als bislang im Ausland Umsätze versteuern müssen. Um dies 
zu erleichtern, können Unternehmer das neue besondere Besteuerungsverfahren, den sog. One-Stop-Shop (OSS), nut-
zen. 
 
Die Teilnahme am besonderen Besteuerungsverfahren kann seit dem 01.04.2021 mit Wirkung zum 01.07.2021 elektronisch 
über das BZStOnline‑Portal (BOP) beantragt werden. Unternehmer, die bereits den sog. Mini-One-Stop-Shop nutzen, müs-
sen sich nicht erneut registrieren. 
 
Für die Sonderregelungen registrierte Unternehmer können im jeweiligen Bereich des BOP ihre Registrierungsdaten 
ändern, ihre Steuererklärung abgeben und berichtigen sowie sich vom Verfahren abmelden. 
 
Das Bundesministerium der Finanzen16 hat zwischenzeitlich auch das finale Schreiben zur zweiten Stufe des Mehrwert-
steuer-Digitalpakets veröffentlicht. Dieses stellt klar, dass die neue Geringfügigkeitsschwelle von 10.000 Euro im Kalen-
derjahr 2021 nicht zeitanteilig aufzuteilen ist (Abschn. 3a.9a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2). 
 
Handlungsbedarf besteht bei Online-Händlern, die umsatzsteuerlich als Kleinunternehmer gelten. Überschreiten sie die 
neue EU-weite einheitliche Lieferschwelle in Höhe von 10.000 Euro, können sie Meldepflichten im Ausland treffen. Sie 
sollten daher bereits jetzt prüfen, ob eine Teilnahme am OSS-Verfahren für sie in Frage kommt. 
 

Neues zum Transparenzregister 
 
Das Transparenzregister „für Alle“ kommt!  
 
Im Zuge der Vorbereitung einer weiteren Änderung des Geldwäschegesetzes hat die Bundesregierung Anfang Februar 
2021 das Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz Geldwäschegesetz beschlossen.  
 
Vor dem Hintergrund verbindlicher Vorgaben des EU-Rechts zur Vernetzung der einzelnen Transparenzregister der Mit-
gliedstaaten soll das deutsche Transparenzregister zu einem „zentralen Vollregister“ ausgebaut werden, dem alle wesent-
lichen Angaben der Unternehmen zur Bestimmung von wirtschaftlich berechtigten Personen zu entnehmen sein sollen.  
 
Es ist beabsichtigt, dass der Gesetzentwurf noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet wird. Nach derzeitiger Planung 
soll das neue Gesetz zum 01.08.2021 – mit Übergangsfristen – in Kraft treten.  
 
Wesentlicher Inhalt der neuen Regelungen ist die Verpflichtung auch derjenigen Unternehmen, ihre wirtschaftlich Berech-
tigten zum Transparenzregister anzumelden, die bislang von solchen Meldungen ausgenommen sind. Dies gilt bislang 
insbesondere für börsennotierte Gesellschaften (die an einem organisierten Markt zugelassen sind) und für sonstige Un-
ternehmen, deren entsprechenden Angaben sich bislang bereits aus anderen öffentlich einsehbaren Registern, insbeson-
dere dem Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts- oder Vereinsregister ergeben. Durch entsprechende Registerver-
knüpfungen waren diese Angaben bislang mittelbar über das Transparenzregister zugänglich, ohne dass entsprechende 
Mitteilungen der einzelnen Unternehmen an das Transparenzregister erforderlich sind.  
 
Damit begründet das Transparenzregister künftig originäre Mitteilungspflichten für nahezu sämtliche deutschen Unter-
nehmen.  
 
Es werden daher künftig auch für alle GmbHs und Personengesellschaften gesonderte Angaben im Transparenzregister 
zu den wirtschaftlich Berechtigten vorzunehmen sein. Die Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten (mehr als 25 % der 
Kapitalanteile oder mehr als 25 % der Stimmrechte in Kontrolle) beziehen sich nach bisheriger Planung jeweils auf Vor- 
und Nachname, Geburtsdatum, Wohnort und Staatsangehörigkeit.  
 
Für Aktiengesellschaften soll eine Übergangsfrist bis zum 31.03.2022 gewährt werden. Für GmbHs ist eine Übergangsfrist 
bis zum 30.06.2022 vorgesehen und für eine Reihe sonstiger Fälle sogar bis Ende 2022.  
 
Ungeachtet dessen erscheint es für die deutschen Unternehmen angezeigt, sich frühzeitig mit diesem zusätzlichen Büro-
kratieaufwand auseinanderzusetzen.  
                                                        
15 Deutscher Steuerberaterverband e. V., Mitteilung vom 07.04.2021, LEXinform 0460410 
16 Bundesfinanzministerium, Schreiben (koordinierter Ländererlass) III C 3 - S-7340 / 19 / 10003 :022 vom 01.04.2021, LEXinform 
7012684 


